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§ 45. (1) Auch während der Vorerhebungen und der Voruntersuchung kann sich der Beschuldigte 
eines Rechtsbeistandes aus der Zahl der Verteidiger zur Wahrnehmung seiner Rechte bei den 
gerichtlichen Akten, die unmittelbar die Feststellung des Tatbestandes betreffen und keine spätere 
Wiederholung zulassen, sowie zur Ausführung bestimmter, von ihm angemeldeter Rechtsmittel bedienen. 

(2) Der Untersuchungsrichter hat dem Verteidiger auf Verlangen zu gestatten, in den Amtsräumen 
des Gerichtes in die Strafakten, mit Ausnahme der Beratungsprotokolle, Einsicht zu nehmen und von 
ihnen Abschriften herzustellen; der Untersuchungsrichter kann dem Verteidiger statt dessen auch 
Ablichtungen – einem Verfahrenshilfeverteidiger unentgeltlich – ausfolgen. Ist der Beschuldigte nicht 
durch einen Verteidiger vertreten, so stehen diese Rechte des Verteidigers ihm selbst zu, wobei die 
Akteneinsicht einem in Haft befindlichen Beschuldigten auch in den Amtsräumen des Gefangenenhauses 
oder der Strafvollzugsanstalt gewährt werden kann. Bis zur Mitteilung der Anklageschrift kann der 
Untersuchungsrichter einzelne Aktenstücke von der Einsicht- und Abschriftnahme durch Verteidiger oder 
Beschuldigten ausnehmen, wenn besondere Umstände die Befürchtung rechtfertigen, daß durch eine 
sofortige Kenntnisnahme von diesen Aktenstücken der Zweck der Untersuchung gefährdet wäre. Dem 
Beschuldigten oder seinem Verteidiger sind auf Verlangen unentgeltliche Abschriften (Ablichtungen) der 
Augenscheinprotokolle, der Befunde und Gutachten von Sachverständigen, Behörden, Ämtern und 
Anstalten sowie der Originalurkunden, die Gegenstand der strafbaren Handlung sind, zu übergeben. Dem 
Verteidiger ist auf sein Verlangen auch eine Ausfertigung des Haftbefehles samt Gründen sowie aller 
gerichtlichen Entscheidungen auszufolgen, gegen die der Beschuldigte ein Rechtsmittel angemeldet hat. 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

(3) Der verhaftete Beschuldigte darf sich mit seinem Verteidiger ohne Beisein einer Gerichtsperson 
besprechen. Ist der Beschuldigte aber auch oder ausschließlich wegen Verdunkelungsgefahr in Haft, so 
kann der Untersuchungsrichter selbst bis zur Mitteilung der Anklageschrift der Besprechung mit dem 
Verteidiger zum Zweck der Überwachung des Gesprächsinhaltes beiwohnen 

 1. während der ersten vierzehn Tage der gerichtlichen Haft, es sei denn, daß anzunehmen ist, eine 
als Folge der Besprechung eintretende Beeinträchtigung von Beweismitteln sei auszuschließen, 
oder 

 2. wenn auf Grund besonderer Umstände zu befürchten ist, die Besprechung mit dem Verteidiger 
werde sonst zu einer Beeinträchtigung von Beweismitteln führen, und die Überwachung mit 
Beschluß angeordnet worden ist. 

(4) Der Untersuchungsrichter darf den Briefverkehr und die Telefongespräche des verhafteten 
Beschuldigten mit seinem Verteidiger nur unter den im Abs. 3 erwähnten Voraussetzungen überwachen. 

Schlagworte 

Gesprächskontrolle, Sprecherlaubnis, Einsichtnahme 

Zuletzt aktualisiert am 

12.06.2025 

Gesetzesnummer 

10002326 

Dokumentnummer 

NOR12039092 

alte Dokumentnummer 

N2199660252J 


